
Suchergebnisse: Hessen

7. Januar 1623 – Der Regensburger Fürstentag beginnt

Regensburg * Der Regensburger Fürstentag beginnt. Um die Verhältnisse nach der

Niederschlagung des Böhmischen Aufstands zu regeln, lädt Kaiser Ferdinand II. die Regenten

aus Köln, Mainz, Trier, Kursachsen, Brandenburg, Braunschweig-Wolfenbüttel, Pommern,

Hessen-Darmstadt, Baiern, Salzburg und Bamberg zu einem Treffen nach Regensburg.    Bis auf

Hessen-Darmstadt lehnen alle protestantischen Fürsten die Teilnahme ab. Sachsen und

Brandenburg entsenden lediglich Beobachter zu dieser Besprechung. 

14. April 1765 – Auguste Wilhelmine Maria von Hessen-Darmstadt wird geboren

Darmstadt * Auguste Wilhelmine Maria von Hessen-Darmstadt, die spätere erste Ehefrau von

Max I. Joseph und Mutter von König Ludwig I., wird in Darmstadt geboren. 

1777 – Der erste europäische Museumsbau in Kassel

Kassel * Landgraf Friedrich II. von Hessen eröffnet in Kassel das „Fridericaneum“. Das ist der

erste europäische Museumsbau. 

30. September 1785 – Herzog Max Joseph heiratet Auguste Wilhelmine von Hessen-Darmstadt

Darmstadt * Herzog Max Joseph, der spätere baierische König, heiratet Auguste Wilhelmine

Maria von Hessen-Darmstadt in Darmstadt. 

30. März 1796 – Herzogin Auguste Wilhelmine Maria von Hessen-Darmstadt stirbt

Rohrbach * Auguste Wilhelmine Maria von Hessen-Darmstadt stirbt in Rohrbach bei Heidelberg. 

27. Juli 1830 – In Frankreich kommt es zur Juli-Revolution

Münchner Zeitensprünge Seite 1/8



Paris * Zwischen dem 27. und dem 29. Juli 1830 kommt es in Frankreich zur sogenannten

„Julirevolution“, bei der der restaurative Bourbonenkönig Karl X. gestürzt und durch den liberalen

Bürgerkönig Louis-Philippe ersetzt wird.      Da diese liberale Bewegung in ganz Europa Auftrieb

erhält und es in mehreren Staaten des Deutschen Bundes wie dem Königreich Sachsen, dem

Königreich Hannover, dem Großfürstentum Hessen-Kassel und dem Herzogtum

Braunschweig zu Unruhen und neuen Verfassungen kommt, erhöht sich beim bayerischen König

- völlig berechtigt - auch die Angst vor einem Umsturz, weshalb seine Politik - spätestens jetzt -

extrem konservative Züge annimmt. In König Ludwigs I. Regierungszeit gibt es fast 1.000

politische Prozesse. 

Dezember 1849 – 28 Länder haben sich der Erfurter Union angeschossen

Berlin * Im Deutschen Bund gibt es noch 36 deutsche Länder, von denen sich 28 der

sogenannten Erfurter Union anschlossen. Acht Länder treten der Union nie bei. Außer Österreich

sind dies: Bayern, Württemberg, Schleswig und Holnstein, Luxemburg-Limburg, Liechtenstein,

Hessen-Homburg und Frankfurt. 

28. Oktober 1854 – Bestattung ohne den Ex-König Ludwig I.

München - Darmstadt * Der Ex-König Ludwig I. reist in Begleitung seiner Tochter, der

Großherzogin Mathilde von Hessen, und seinem Sohn Adalbert mit dem Eilzug nach Darmstadt.

Er will scheinbar bei der Bestattung seiner evangelischen Frau Therese in der

Theatinerkirche einen möglichen Eklat ausweichen, wie er sich 1841 bei Königin Caroline

ereignet hat.

18. August 1866 – Der durch Preußen beherrschte Norddeutsche Bund wird gegründet

Berlin * Der Deutsche Krieg führt zur Auflösung des Deutschen Bundes. Gleichzeitig wird der

durch Preußen beherrschte Norddeutsche Bund gegründet, um Preußens Hegemonie [=

Vorherrschaft] zu festigen und zu legitimieren.    Unabhängig bleiben vorerst die süddeutschen

Staaten:       das Königreich Bayern,   das Königreich Württemberg,   das Großherzogtum Baden

und   das Großherzogtum Hessen, das dank russischer Fürsprache mit einigen kleinen

Gebietsabtretungen davonkommt.

Münchner Zeitensprünge Seite 2/8



23. August 1866 – Mit dem Frieden von Prag ist Österreich aus Deutschland hinausgedrängt

Prag - Wien - Berlin - München * Mit dem Frieden von Prag drängt Preußen Österreich aus

Deutschland. Außerdem annektiert Preußen die umstrittenen Elbherzogtümer Holstein und

Lauenburg, das Königreich Hannover, das Herzogtum Nassau und das Kurfürstentum

Hessen-Kassel sowie die Freie Stadt Frankfurt am Main.    Geblieben ist ein Bundesstaat mit 15

Klein- und Mittelstaaten nördlich der Mainlinie, der politisch, wirtschaftlich und militärisch im

Norddeutschen Bund von Preußen dominiert wird. Eine sonderbare staatsrechtliche Konstruktion,

die keinen langen Bestand haben wird.    Der Norddeutsche Bund erhält ein eigenes Parlament.

Seine Verfassung nimmt bereits die des 1870/71 begründeten Deutschen Reiches vorweg.

21. Januar 1871 – Auch die Abgeordnetenkammer stimmt dem Beitritt zum Kaiserreich zu

München-Kreuzviertel * Nach einer zehnstündigen Redeschlacht stimmen 102 Abgeordnete für

den Beitritt Bayerns zum Deutschen Kaiserreich und nur noch 48 dagegen. Damit ist die

Zweidrittelmehrheit - wenn auch knapp - erreicht.      Das im Jahr 1871 gegründete Deutsche

Reich ist nach der Präambel seiner Verfassung ein „ewiger Bund zum Schutz des deutschen

Bundesgebietes und des innerhalb dieses gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des

Deutschen Volkes“.      Diesen Bund schließen die 22 Repräsentanten         der vier

Königreiche Preußen, Bayern, Württemberg und Sachsen;     der sechs Großherzogtümer Baden,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Hessen-Darmstadt, Oldenburg und

Sachsen-Weimar;     der fünf Herzogtümer Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Coburg-Gotha,

Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg;     der sieben

Fürstentümer Schwarzburg-Sonderhausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss ältere

Linie, Reuss jüngere Linie, Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe, des mitregierten

Reichslandes Elsass-Lothringen sowie     der Regierenden Bürgermeister der drei Freien

Städte Hamburg, Bremen und Lübeck.        Dieser Bundesstaat wird durch zwei Institutionen -

Bundesrat und Reichstag - repräsentiert. Verfassungsrechtlich ist der Bundesrat das höchste

Reichsorgan, in dem Preußen aufgrund seiner Größe und seiner hegemonialen Stellung

dominiert.      In diesem Gremium sind die einzelnen Länder entsprechend ihrer Größe mit

unterschiedlichen Stimmenzahlen ausgestattet vertreten:         Preußen 17,     Bayern 6,    

Sachsen und Württemberg je 4,     Baden und Hessen je 3,     die kleineren je 2 oder 1 -    

insgesamt 58 Stimmen. 

16. April 1871 – Die Reichsverfassung wird rechtskräftig
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Deutsches Reich - Königreich Bayern * Die Reichsverfassung wird rechtskräftig.    Das Zweite

Deutsche Kaiserreich ist ein Bundesstaat, dem - unter preußischer Hegemonie - 25 Einzelstaaten

angehören. Der preußische Ministerpräsident ist gleichzeitig Reichskanzler.    Das Deutsche

Reich ist nach der Präambel seiner Verfassung ein „ewiger Bund zum Schutze des deutschen

Bundesgebietes und des innerhalb desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt

des Deutschen Volkes“.    Diesen Bund schließen die 22 Repräsentanten:       der vier

Königreiche Preußen, Bayern, Württemberg und Sachsen;     der sechs Großherzogtümer Baden,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Hessen-Darmstadt, Oldenburg und

Sachsen-Weimar;     der fünf Herzogtümer Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Coburg-Gotha,

Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg;     der sieben

Fürstentümer Schwarzburg-Sonderhausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss ältere

Linie, Reuss jüngere Linie, Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe,   des mitregierten

Reichslandes Elsass-Lothringen sowie   der Regierenden Bürgermeister der drei Freien

Städte Hamburg, Bremen und Lübeck.      Dieser Bundesstaat wird durch zwei Institutionen -

Bundesrat und Reichstag - repräsentiert. Verfassungsrechtlich ist der Bundesrat das höchste

Reichsorgan, in dem Preußen aufgrund seiner Größe und seiner hegemonialen Stellung

dominiert.    In diesem Gremium sind die einzelnen Länder entsprechend ihrer Größe mit

unterschiedlichen Stimmenzahlen ausgestattet vertreten: Preußen 17, Bayern 6, Sachsen und

Württemberg je 4, Baden und Hessen je 3, die kleineren je 2 oder 1 - insgesamt 58 Stimmen.     

Bis im Rahmen der Reichsgründung auch in Bayern das metrische Maß eingeführt wird, fasst die

Bayerische Mass 1.069 Kubikzentimeter. Durch die Preußische Maß- und Gewichtsordnung wird

das Bayerische Maaß abgeschafft. Als gesamtdeutsche Maßeinheit gilt nun der Liter. Und dieser

ist auf 1.000 Kubikzentimeter festgelegt worden.

27. Juli 1888 – Die I. Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung

München-Lehel * Die erste Kraft- und Ar­beitsmaschinen-Ausstellung wird eröffnet. Parallel dazu

wird die Deutsch-Na­tionale Kunstgewerbe-Ausstel­lung am Isarquai abgehalten. Sie markiert

einen bedeutenden Meilenstein in der Industrialisierung Bayerns und dauert bis zum 16. Oktober

1888.  Die Ausstellung steht unter dem Protektorat des Prinzregenten Luitpold von Bayern und

wird von der Staatsregierung, der Stadt und dem polytechnischen Verein auch in finanzieller

Hinsicht unterstützt. Sie wird aus Anlass des 40-jährigen Bestehens des Allgemeinen

Gewerbe­vereins im Rahmen des All­gemeinen Deutschen und Bayerischen Handwerkerta­ges

abgehalten und ist eine Ausstellung von Kraft- und Arbeitsmaschinen für den Handwerksbetrieb.  

Der Ausstellungsbau steht am Isartorplatz und erhebt sich dort „mehr ge­mütlich als prunkend“.

Er ist „dem schlichten Handwerks­mann gleichend, welcher ein braves und gutes Herz in sich
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trägt“. Die Pläne zum Ausstellungsgebäude hat der  Architekt Franz Brochier gefertigt.   Beteiligt

sind an der Maschinen-Messe 217 Aussteller, welche eine Bodenfläche von 1.664 Quadratmeter

und eine Wandfläche von 113 Quadratmeter belegt haben. Präsentiert werden 67 Motoren mit

einer Gesamtkraft von 184 Pferdestärken und zwar    20 Dampfmotoren,   13 Wassermotoren,  

31 Gasmotoren und   3 Petroleummotoren.   Die Zahl der ausgestellten Arbeitsmaschinen beträgt

563 und umfasst alle Gewerbebranchen.     Nach Bundesstaaten verteilten sich die Aussteller

folgendermaßen:     Aus Bayern kommen 90,   aus Preußen und Sachsen jeweils 44,   aus Baden

elf,   aus Württemberg 16,   aus Reuß sechs,   aus Hamburg zwei und aus Hessen,

Braunschweig, Elsass-Lothringen und Bremen jeweils ein Aussteller.     An Flächenraum nimmt

am meisten Sachsen mit 368 Boden- und 68 Quadratmeter Wandfläche ein, während die Freie

Stadt Hamburg sich mit lediglich einem qm Bodenfläche begnügt.   Insgesamt werden 136

Aussteller mit Diplomen und Medaillen ausgezeichnet. 

31. Oktober 1918 – Keiner will dem Kaiser die Abdankungs-Nachricht überbringen

Berlin * Statt endlich den Pflichten seines Amtes als Reichskanzler nachzukommen und den

Kaiser über den Ernst der Lage genau und umfassend zu informieren, versucht Prinz Max von

Baden diese Aufgabe zu delegieren. Er selbst will es dem Kaiser keinesfalls sagen, da er sich als

badischer Thronfolger und deutscher Fürst nicht dazu berufen fühlt. Viel lieber möchte der

Reichskanzler dazu Großherzog Ernst Ludwig von Hessen gemeinsam mit Hugo Graf von

Lerchenfeld, der mit einem Mandat des bayerischen Königs Ludwig III. ausgestattet werden soll,

in das OHL-Hauptquartier nach Spa zu Kaiser Wilhelm II. schicken.    Doch sowohl der

Großherzog als auch der bayerische Gesandte am Kaiserhof erteilen dem Reichskanzler eine

Abfuhr. Bei Großherzog Ernst Ludwig sind es nicht überlieferte persönliche Gründe. Graf

Lerchenfeld wird dagegen vom Ministerpräsident Otto von Dandl zurückgepfiffen, weil      

„Rücksichten auf monarchische Empfindungen“ gegen diese Aktion sprechen und   es im Falle

einer Ablehnung des königlichen Rates zu „bedenklichen Folgen“ für die künftigen Beziehungen

der beiden Länder kommen könnte.   Im Übrigen ist aus bayerischer Sicht allein der

Reichskanzler zu dieser Aufgabe berufen und sogar verpflichtet, „die Initiative zu ergreifen“.     

Reichskanzler Max von Baden nimmt daraufhin den preußischen Innenminister Bill Drews in die

Pflicht als Beamter und schickt ihn als Vorbote nach Spa. Auch Prinz August Wilhelm von

Preußen und Prinz Friedrich Karl von Hessen-Kassel lassen den Reichskanzler im Regen stehen,

sodass das ganze Unternehmen kläglich scheitern wird. 

9. November 1918 – Großherzog Ernst-Ludwig von Hessen wird abgesetzt
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Darmstadt * Nachdem sich Großherzog Ernst-Ludwig von Hessen weigert, freiwillig

zurückzutreten, wird er von einem gewählten Arbeiter- und Soldatenrat mit Zustimmung des

Vorsitzenden der MSPD-Landtagsfraktion, Carl Ulrich, formell abgesetzt. 

10. November 1918 – Das Großherzogtum Hessen wird zur Republik

Darmstadt * Nachdem am Tag zuvor der hessische Großherzog Ernst-Ludwig formell abgesetzt

worden war, wird Hessen am Nachmittag als Republik proklamiert. 

27. Dezember 1918 – Neuanfang auf föderaler Grundlage

Stuttgart * In Stuttgart beginnt eine gemeinsame Sitzung der süddeutschen Staaten. An dem

Stuttgarter Ländertreffen nehmen teil:    Kurt Eisner, der Ministerpräsident von Bayern,  Anton

Geiß, der Ministerpräsident von Baden,  Wilhelm Blos, der Ministerpräsident von Württemberg

und  Carl Ulrich, der Ministerpräsident von Hessen.    Die Initiative zu diesem Treffen ging vom

badischen Ministerpräsidenten Anton Geiß aus, der als Ziel der Konferenz die Abstimmung über

das weitere Vorgehen auf dem Gebiet der Lebensmittelversorgung sieht. Kurt Eisner lässt die

aktuellen Verfassungsfragen und den künftigen Friedensschluss in die Tagesordnung

aufnehmen, um auch hier eine gemeinsame Strategie und gemeinsame süddeutsche Interessen

zu entwickeln.   Der bayerische Ministerpräsident legt dazu ein Papier zur Beschlussfassung vor:

„Die […] Vertreter der revolutionären Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und Hessen

erklären es für ihre Überzeugung, dass die künftige Gestaltung der Einheit des Deutschen Reichs

durch Vertrag der Einzelstaaten zustande kommen muss. Um diese Neubildung zu erleichtern

und zu fördern, beschließen die Vertreter der genannten süddeutschen Staaten, zunächst sich

zur Wahrung ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu verbinden.“   Eisner

schwebt ein Süddeutscher Bund unter Aufnahme von Deutsch-Österreich vor, der das

Übergewicht Norddeutschlands aufheben würde, möglicherweise sogar die Führung bei der

Neubildung des Deutschen Reiches beanspruchen könnte. Aus seiner Sicht ist das Deutsche

Reich durch die Revolution untergegangen und muss daher völlig neu gegründet werden. Dazu

muss ein neuer Staatsvertrag geschlossen werden.    Bayerns Ministerpräsident will den

preußischen Zentralismus vom Süden her - gegen Preußen und Berlin - reformieren.  Er will

einen Separatfrieden schließen zwischen dem Süddeutschen Bund - unter Einschluss

Deutsch-Österreichs - und den Entente-Mächten, dem dann alle deutschen Einzelstaaten

beitreten könnten.    Der Vorschlag Eisner, insbesondere die Infragestellung des Reichs, wird

allgemein abgelehnt. Zu unterschiedlich sind die Interessen und Standpunkte. Das bayerische

Positionspapier kommt nicht einmal zur Abstimmung.  Kurt Eisner, der den kompromisslosen
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Neuanfang wollte, ist damit gescheitert. Nicht einmal seine Begleiter, Innenminister Erhard Auer

und Ministerialrat Josef von Graßmann, haben ihn unterstützt. 

28. Dezember 1918 – Die Ziele der Konferenz der Süddeutschen Staaten

Stuttgart * Die noch anwesenden Ministerpräsidenten Anton Geiß aus Baden, Wilhelm Blos aus

Württemberg und Carl Ulrich aus Hessen verhandeln mit den bayerischen Innenminister Erhard

Auer weiter. Die Konferenz beschließt,       dass das Deutsche Reich in seiner gegenwärtigen

Form erhalten bleibt,   dass separatistische Bestrebungen ausdrücklich abgelehnt werden,   dass

das Deutsche Reich auf föderalistischer Grundlage aufgebaut,   dass eine aktionsfähige

Regierung und Nationalversammlung gewählt und   dass ein schneller Frieden angestrebt wird.    

 Zur Umsetzung der Ziele beschließt man       die Bildung einer Süddeutschen Kommission,   eine

Blockbildung bei zukünftigen Ministerpräsidenten-Konferenzen und   den gemeinsamen Einkauf

von Lebensmitteln im Ausland.      Über den weiteren Umgang mit und über die künftige Rolle der

Hegemonialmacht Preußen werden keine Positionen entwickelt. Man ist nur einig, dass Preußen

in seiner bisherigen Form nicht weiter bestehen kann. Forderungen nach Zerschlagung Preußens

werden nicht gestellt.    Die beschlossene Süddeutsche Konferenz wird nie zusammen treten. 

19. September 1945 – Bayern wird wieder zum Staat

München * Die amerikanische Militärregierung verfügt mit der Proklamation Nr. 2 die Bildung der

Verwaltungsgebiete Groß-Hessen, Württemberg-Baden und Bayern, „die von jetzt ab als Staaten

bezeichnet werden“. Die von den Amerikanern im Rahmen ihrer Demokratisierungsbestrebungen

eingesetzten bayerischen Staatsregierungen stehen aber unter der Oberhoheit der

US-Militärregierung für Bayern.    US-General Clay, erst stellvertretender, später oberster

Militärgouverneur, schreibt später in seinen Memoiren: „Rückblickend meine ich, dass wir diese

Aufgabe sicher als hoffnungslos angesehen hätten, wenn wir das chaotische Durcheinander voll

überblickt hätten.“ 

5. März 1946 – Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus

Amerikanische Besatzungszone * Auf Initiative des amerikanischen Militärgouverneirs Lucius D.

Clay wird das „Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus“ vom Länderrat

des amerikanischen Besatzungsgebiets verabschiedet. Das Gesetz regelt die

Spruchkammerverfahren [= Entnazifizierungsverfahren] in Bayern, Groß-Hessen und
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Württemberg-Baden.    Im Laufe des Jahres 1946 wird das sogenannte „Befreiungsgesetz“ auch

auf die anderen Besatzungszonen übertragen. 

1977 – Die Suche nach einem Standort beginnt

Bundesrepublik Deutschland * Als mögliche Standorte für die Wiederaufarbeitungsanlage werden

unter anderem Wangershausen in Hessen, Kaisersesch sowie Hambuch und Illerich in

Rheinland-Pfalz und Dragahn in Niedersachsen untersucht. Die Planungen scheitern vor allem

am Widerstand der Bevölkerung und an politischen Vorbehalten.
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